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T rinkwasser ist eine der der wich-
tigsten Lebensgrundlagen des
Menschen. Dennoch haben

über eine Milliarde Menschen keinen
sicheren Zugang zu Trinkwasser. Alle
acht Sekunden stirbt ein Mensch auf-
grund des Verzehrs von kontaminier-
tem Wasser. Diese Situation wird sich
in den kommenden Jahren durch den
Klimawandel noch verschärfen. Gera-
de in den bevölkerungsstärksten Re-
gionen der Welt, die zudem ein star-
kes Bevölkerungswachstum aufweisen,
wird die Änderung der Niederschlags-
verteilung am größten sein. Die Men-
schen in diesen Gebieten werden zu-
nehmend vor das Problem gestellt, die
wichtigste Grundlage zum Leben in
ihrem angestammten Gebiet nicht
mehr vorzufinden. Im Jahre 2002 wur-
de die Zahl der Umweltflüchtlinge be-

reits auf 20-25 Millionen Menschen ge-
schätzt. Die Folgen dieser Entwick-
lungen werden zunehmend politische
Spannungen sein. In Deutschland ist
die Bereitstellung von Wasser für den
menschlichen Gebrauch in ausrei-
chender Menge und Güte zur Selbst-
verständlichkeit geworden. Aufgrund
dieser Gegebenheit und der allgemei-
nen Ansicht, dass Deutschland ein sehr
wasserreiches Land ist, welches den
Notstand in der Trinkwasserversor-
gung kaum zu fürchten hat, sind Dis-
kussionen zur Trinkwasser-Notver-
sorgung in den Hintergrund geraten.
Dass jedoch trotzdem Notsituationen
eintreten können, wurde durch die
Hochwasser an Elbe und Donau und
andere katastrophale Ereignisse aus
jüngster Vergangenheit wieder in Er-
innerung gerufen.

Einsatz von Notbrunnen
Die Trinkwasser-Notversorgung stammt
noch aus den Zeiten des Ost-West-Kon-
fliktes und wird heute vom Bundesamt
für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) nach dem Wasser-
sicherstellungsgesetz umgesetzt. Auf-
gabe der Trinkwasser-Notversorgung
ist die Bereitstellung von Trinkwasser
für die von einer Katastrophe betroffe-
ne Bevölkerung über derzeit etwa 4.800
leitungsunabhängige Einzelbrunnen.
Dort kann sich die Bevölkerung mit 
Hilfe von Behältnissen selbstständig mit
Wasser an den Gruppenzapfstellen ver-
sorgen, wie in Abbildung 1 dargestellt. 

Somit wird eine Grundversorgung ge-
währleistet, falls die öffentliche Was-
serversorgung nicht mehr in der Lage
ist, Wasser zu liefern. Für die öffentli-
che Wasserversorgung und auch für die
Versorgung über Notbrunnen spielt die
Änderung der Grundwasservorräte
während einer Trockenperiode eine
Rolle. Sie erfolgt in den meisten Fällen
zu den Veränderungen der Ober-
flächengewässer verzögert. Pauschal
lässt sich diese Verzögerung nicht quan-
tifizieren, da sie von Regimefaktoren,
wie klimatischen, geologischen, geo-

Trinkwasser-Notbrunnen 
in Deutschland
Katastrophenhilfe ■ Die Trinkwassernotversorgung in
Deutschland wurde ursprünglich für den Verteidigungs-
fall konzipiert. Da aber auch außerhalb dieses eher unwahr-
scheinlichen Szenarios Notstände in der Wasserversorgung
eintreten könnten, hat das Thema wieder an Aktualität
gewonnen. Erläutert wird daher die Konzeption der Trink-
wassernotversorgung sowie der aktuelle technische Stan-
dard für die leitungsunabhängigen Einzelbrunnen.

Abb. 1 Gruppenzapfstellen zur Trinkwasser-Notversorgung



Sonderdruck aus 11/2008    

morphologischen, vegetationsabhän-
gigen und anthropogenen Gegeben-
heiten des Einzugsgebietes abhängt.
Insgesamt und im Besonderen in
Trockenzeiten weist Grundwasser in
der Regel eine bessere Wasserqualität
auf, als Oberflächenwasser und ist da-
mit für die Trinkwasserversorgung bes-
ser geeignet. Die Notbrunnen wurden
deutschlandweit in verschiedenen
Grundwasserleitern abgeteuft und kön-
nen die Bevölkerung mit einem Was-
ser versorgen, dessen Gütestandard 
eine ausreichende Qualität besitzt. Es
wird im Vergleich zu den Brunnen der
Wasserversorger eine relativ geringe
Menge entnommen, sodass der Grund-
wasserleiter nicht überstrapaziert wird.
Dies ist insbesondere in Zeiten der 
Wasserarmut wichtig. Verluste durch 
Wassertransport sind nahezu aus-
zuschließen, da das Wasser direkt vor 
Ort verteilt wird. Es wird nur dort 
Wasser entnommen, wo es tatsächlich
gebraucht wird.

Rechtliche Grundlagen
Das Wassersicherstellungsgesetz (Was-
SG) ist ein auf der ausschließlichen 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes
(Art. 73 Abs. 1 GG – Verteidigung

einschließlich des Schutzes der Zivil-
bevölkerung) beruhendes Zivilvertei-
digungsgesetz und zählt zu den fünf
Sicherstellungsgesetzen, die als präven-
tive Maßnahmen verabschiedet wur-
den. Von den übrigen Vorsorgegeset-
zen unterscheidet sich das WasSG da-
durch, dass es bereits in Friedenszei-
ten durchgeführt wird und die in sei-
nem Rahmen erstellten Anlagen auch
zu anderen Zwecken als den Sicher-
stellungszwecken im Verteidigungsfall 
verwendet werden dürfen. Der Vertei-
digungsfall wird für Deutschland 
als sehr unwahrscheinlich eingeschätzt;
dies bedingt durch die veränderte 
sicherheitspolitische Lage in Europa
nach Beendigung des Ost-West-Kon-
fliktes und durch die Osterweiterung
Europas. Bei bestimmten Katastro-
phen gewinnt jedoch die Koordinati-
on durch den Bund zunehmend an Be-
deutung. Gerade bei grenzüberschrei-
tenden Ereignissen bedarf es einer Zu-
sammenarbeit unter gleichem Vorzei-
chen auf der Basis von abgestimmten
Grundsätzen.

Die Nutzung der Brunnen zur Notver-
sorgung bedarf keiner wasserrechtlichen
Genehmigung. Es ist in der Regel nicht

vorgesehen, Wasserschutzgebiete aus-
zuweisen, da die Anforderungen an die
Beschaffenheit des geförderten Wassers
geringer sind als die an das täglich be-
reitgestellte Trinkwasser. Eine Aufrech-
terhaltung des Wasserschutzgebietes
wäre zum Beispiel dann sinnvoll, wenn
die Fassung jederzeit ohne größeren
Aufwand wieder ans Netz gehen könn-
te oder wenn der Brunnen neben der
Vorhaltung als Reservebrunnen zu an-
deren Zwecken, die zudem eine hinrei-
chende Wasserqualität erfordern, ge-
nutzt wird. Selbstverständlich muss zur
Festlegung eines Wasserschutzgebiet
es ein öffentliches Interesse vorliegen. 
Diese Nutzung ist außerdem nur ge-
stattet, wenn dadurch die Nutzung als
Notbrunnen nicht beeinträchtigt und
jederzeit gewährleistet ist. Der Nutzer,
der Wasser zu anderen Zwecken als zur
Versorgung oder zum Schutz der Zivil-
bevölkerung aus einem Notbrunnen
fördert, muss im Rahmen des so-
genannten „Vorteilsausgleiches“ eine 
Nutzungsgebühr entrichten. Im Zivil-
schutzfall liegt die direkte Zuständig-
keit für die Trinkwasser-Notbrunnen
beim Bund, im Katastrophenfall bei den
Bundesländern. Aufgrund dieser Zwei-
teilung ist die Nutzung des Wassers 
aus Notbrunnen als Trinkwasser im Not-
oder Katastrophenfall im Einzelfall
durch den zuständigen Amtsarzt frei-
zugeben.

Planung
Der Pro-Kopf-Verbrauch eines Bun-
desbürgers an Trinkwasser liegt derzeit
bei etwa 124 Liter pro Tag. Das Wasser
wird genutzt zum Trinken, Kochen,
Spülen, Baden, Waschen, Bewässerung
des Gartens usw. Anhand dieser Auf-
zählung ist bereits ersichtlich, dass es
Einsparungsmöglichkeiten bei Notsi-
tuationen gibt. Sicherlich kann eine zeit-
lang darauf verzichtet werden Wäsche
zu waschen oder zu baden. Aber wie
lange ist ein solcher Verzicht im Ex-
tremfall möglich? Welche Umstände
müssen vorliegen, damit Wasser nur
noch zum Trinken gebraucht wird und
alle anderen Wassernutzungen in den
Hintergrund treten? Für Notzeiten wer-
den 15 Liter pro Person und Tag kalku-
liert. Dies ist in extremen Situationen
noch auf den reinen Trinkwasserbedarf
von 2,5 Liter zu reduzieren. Die Trän-
kung von Nutztieren, wird mit 40

3

Abb. 2 Versorgungsbereiche und Versorgungsweg; blau = Versorgungsbereichs-
grenze, rot = Reichweite eines Einzelbrunnens mit Radius 500 m
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Liter pro Großvieheinheit veranschlagt,
was beispielsweise einem erwachsenem
Rind oder fünf Schafen entspricht. Hin-
zu kommt die Versorgung von Kran-
kenanstalten und Pflegeeinrichtungen.
Hier liegt die zu kalkulierende Menge
zwischen 75 und 150 Liter je Tag und
Krankenbett. Weil damit gerechnet wer-
den muss, dass bei einem Notstand die
gesamte zentrale Wasserversorgung für
längere Zeit ausfällt, ist für gefährdete
Gebiete die Mindestversorgung durch
Einzelbrunnen weitgehend sichergestellt
worden. Die Betriebsdauer eines Not-
brunnens ist auf 15 Stunden pro Tag,
bei einer durchschnittlichen Entnahme
von 6 m3/h ausgelegt. Diesen Werten
liegt der zuvor genannte Wasserbedarf
der Bevölkerung zugrunde.

Im Rahmen der Planung werden
zunächst alle Brunnen und Quellen er-
hoben und beurteilt. Ausschlaggebend
für die Eignung als Notbrunnen sind
die folgenden Kriterien:

• Beschaffenheit des Rohwassers
• Verfügbares und gewinnbares Was-

serdargebot
• Mögliche Beeinträchtigungen der

Wassergüte durch umliegende was-
sergefährdende Anlagen bei Beschä-
digung oder Zerstörung 

• Lage auf dem Grundstück

• Zufahrtsmöglichkeit und Zugäng-
lichkeit

• Art der Herkunft der zum Betrieb er-
forderlichen Energie

• Lage zu den Anlagen der öffentlichen
Wasserversorgung

• Geohydrologische Verhältnisse

Anhand Abbildung 2 wird eine Ge-
bietsplanung erläutert. Vor der Umset-
zung von Maßnahmen nach dem Was-
sersicherstellungsgesetz sind die Zu-
ständigkeiten gemäß Abbildung 3 klar-
zustellen.

Eine Planung von Anlagen zur Trink-
wasser-Notversorgung erfolgt nur für
Ballungsgebiete, welche in den regio-
nalen Prioritätenprogrammen der Län-
der ausgewiesen sind. In der Verant-
wortung für die Planung stehen die Städ-
te oder Kommunen. Hier wird das be-
treffende Stadt- bzw. Ballungsgebiet in
Versorgungsbereiche (blau in Abbil-
dung 2 dargestellt) eingeteilt. Dabei
sind schwer zu überwindende Hinder-
nisse wie Eisenbahntrassen, Autobah-
nen/Schnellstraßen, Wasserläufe, Bau-
komplexe und Mauern/Einzäunungen
zu berücksichtigen. Für diese Bereiche
erfolgt dann die Erhebung des Versor-
gungsbedarfs an Trinkwasser anhand
einer Checkliste. Kriterien sind die An-
zahl an Einwohnern, Berufspendlern,

Betten in Krankenhäusern und Pflege-
einrichtungen sowie Nutztieren. Auch
die Versorgung von lebenswichtigen Be-
trieben wie z.B. Bäckereien oder
Schlachthöfe wird mit entsprechenden
Wassermengen berücksichtigt. Es er-
gibt sich nun für jeden Versorgungsbe-
reich eine bestimmte Wassermenge,
welche durch Trinkwasser-Notbrunnen
zu decken ist. Das benötigte Wasser
kann durch bereits bestehende Brun-
nen bzw. Bohrungen bereitgestellt wer-
den, welche nach den Vorgaben des Was-
sersicherstellungsgesetzes hergerichtet
werden, oder es werden neue Brunnen
abgeteuft. Beim Aufbau der Trinkwas-
ser-Notversorgung zwischen 1966 und
1994 war ein Brunnenneubau der Re-
gelfall. Der zumutbare Versorgungsweg,
der zwischen 500 und 2.000 Metern liegt,
ist in der Abbildung 2 als Kreis rot mar-
kiert. Durch Variation der Brunnen-
standorte oder der Förderleistung von
einzelnen Brunnen sollte die Versor-
gung von Mensch und Tier nun sicher-
gestellt werden. Ist dies aus hydrologi-
schen oder anderen Gründen nicht
möglich, kann eine negative Wasserbi-
lanz ausgeglichen werden, in dem man
aus benachbarten Versorgungsberei-
chen mit Wasserüberschuss das dort ge-
förderte Brunnenwasser mit auf LKW
verlasteten Faltbehältern oder in Tank-
wagen heranfährt.

Bund

Bundesland 1 Bundesland 2 Bundesland 3

Nachgeordnete Nachgeordnete

Bundesland 4

Stadt 1 (Leistungspflichtiger)

Stadt 2 (Leistungspflichtiger)

Kommune 1 (Leistungspflichtiger)

Kommune 2 (Leistungspflichtiger) 

Ausführender C

Ausführender B

Ausführender A

Behörde BBehörde A

(§ 26 WasSG) (§ 26 WasSG) (§ 26 WasSG)

(z. B. Stadtwerke)

(z. B. THW)

(z. B. Feuerwehr)

(§ 26 WasSG)

Abb. 3 Zuständigkeiten nach dem Wassersicherstellungsgesetz
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Bau neuer Brunnen
Das Abteufen neuer Brunnen kann er-
folgen, wenn an exponierter Stelle, bei-
spielsweise an einem Großklinikum in
bevölkerungsstarker Innenstadtlage,
auch über größere Entfernung kein ge-
eigneter bestehender Brunnen aufge-
funden wird. Ebenso wenn Kommu-
nen bereits existierende Trinkwasser-
Notbrunnen im Zuge der Stadtsanie-
rung oder Eigentumsveräußerung
überbauen bzw. aufgeben und rück-
bauen wollen. Darüber hinaus ist ein
Neuabteufen möglich, wenn ein be-
stehender Trinkwasser-Notbrunnen
wegen baulicher Mängel oder unzu-
reichender Wasserqualität nicht mehr
sanierungsfähig ist bzw. aufgegeben
werden muss. Es wird zunächst ein ge-
eigneter Standort gesucht, möglichst
auf öffentlichem Grund. Der soge-
nannte „Trümmerkegelbereich“ von
Bauwerken muss bei der Wahl des
Brunnenstandortes wegen des Zivil-
schutzaspektes berücksichtigt werden.
Der Trümmerkegel eines Hauses her-
kömmlicher Bauart erreicht einen 
Radius von 1/3 der Traufhöhe des Ge-
bäudes. Sinn dieser Regelung ist, dass
der Brunnen im Falle der Zerstörung
des Gebäudes nicht verschüttet wird.
Die Brunnenbohrung wird nur so tief
ausgeführt, wie zur Gewinnung des 
erforderlichen Volumenstromes not-
wendig ist, und über 80 Meter Bohr-
tiefe wird nur in Ausnahmefällen 
erreicht. Der Endbohrdurchmesser 
beträgt zwischen 320 und 600 Milli-
meter, die Ausbaudurchmesser zwi-
schen DN 150 und DN 200. Der Brun-
nenausbau entspricht dem Stand der
Technik und verwendet im Hinblick
auf Korrosion überwiegend qualitativ
hochwertiges Ausbaumaterial. Die Ge-
staltung des Brunnenkopfes richtet sich
im Wesentlichen nach der Bauart der
einzusetzenden Pumpe und der zur
Verfügung stehenden Energieversor-
gung. Sofern der Brunnen innerhalb
von befahrbaren Flächen abgeteuft
wird, dürfen keine Bauteile des Brun-
nens über Geländeoberkante heraus-
ragen. Eine fachgerechte Abdichtung
des Ringraumes gehört vor dem Hin-
tergrund einer sorgfältigen Stockwerk-
strennung inzwischen zu den wesent-
lichen Ausführungskriterien. Die Aus-
schreibung der Bauarbeiten wird durch
die Fachabteilungen der Städte und

Kommunen vorgenommen, häufig mit
Unterstützung von Ingenieurbüros.
Die Ausführung der Arbeiten geschieht
durch ein qualifiziertes Brunnenbau-
unternehmen. Da die Brunnen der
Trinkwasser-Notversorgung völlig,
autark vom öffentlichen Wassernetz
betrieben werden sollen, sind sie nur
so lange funktionstüchtig, wie eine 
Energieversorgung stattfindet. Hand-
betriebene Pumpen unterschiedlich-
ster Bauart (Schwengel- oder Flügel-
mechanik) wie zum Beispiel in Ab-
bildung 4 dargestellt, haben aus die-
sem Grund sehr früh an Bedeutung
gewonnen. Sie gelten als zuverlässig
und robust und dominieren beispiels-
weise die Innenstädte von Berlin oder
Magdeburg. In der norddeutschen
Tiefebene finden bei geringen Flur-
abständen am Brunnenkopf aufge-
stellte Motorsaugpumpen Verwendung.
Früher vereinzelt eingesetzte Förder-
techniken, wie die im Brunnen ab-
gehängten Turbinentauchpumpen,
welche hydraulisch über Betriebwasser
aus einer Feuerlöschpumpe angetrie-
ben wurden, oder Mammutpumpen
mit Druckluftantrieb spielen heute in
der Trinkwasser-Notversorgung keine
Rolle mehr. 

Bei größeren Förderhöhen und -men-
gen gibt es zum Einsatz von Unter-
wassermotorpumpen keine Alternati-
ve. Hier existieren zwei Formen der En-
ergieversorgung. An den so genannten
„Brunnen mit stromnetzunabhängiger
Fördertechnik“ erhält für Pumpen-
nennleistungen bis 1,5 kW jeder Brun-
nen einen eigenen Stromerzeuger. Die-
ser Brunnentyp mit einer Förderleis-
tung von 6 m3/h ist zudem mit einem
Brunnenschacht von 1,5 Meter Durch-
messer und 1,5 Meter lichter Höhe aus-
gestattet, in welchem die gesamte für
den Brunnenbetrieb notwendige Aus-
rüstung eingelagert wird, so wie in Ab-
bildung 5 dargestellt.

Für Pumpennennleistungen ab 1,5 kW
geschieht die Versorgung über einen
EVU-Stromanschluss mit Möglichkeit
zur sofortigen Noteinspeisung für mo-
bile Stromerzeuger. Etwa zwei Drittel
aller Trinkwasser-Notbrunnen besit-
zen einen solchen Anschluss. In Abbil-
dung 6 ist ein Beispiel für eine Strom-
versorgung abgebildet.

Nach der Fertigstellung erhält jeder
Brunnen, sofern nicht mit einer Hand-
pumpe ausgestattet, zur Verteilung des
geförderten Wassers an die Bevölke-
rung eine Schlauchleitung und eine
Gruppenzapfstelle mit acht Abgängen.
Sofern die Ausrüstung nicht direkt in
der Brunnenstube bzw. am Brunnen
Platz findet, wird sie durch die Kom-
munen zusammen mit den Trinkwas-
serdesinfektionstabletten an einem zen-
tralen Ort eingelagert.

Umbau bestehender Brunnen
Da die Brunnenbauprogramme Ende
der 80er-Jahre in Westdeutschland im
Wesentlichen abgeschlossen waren, gibt
es hier nur wenige Gebiete aus dem so-
genannten „Regionalen Prioritäten-
programm“, welche keine Brunnen auf-
weisen. Anders sieht es in den neuen
Bundesländern aus. Hier wurden in den
letzten Jahren viele Gebiete innerhalb
der Prioritätenprogramme beplant und
geeignete Brunnen – in Ausnahmefäl-
len auch Quellfassungen – mit günsti-
gem Standort gesucht. Städte wie Mag-
deburg, Leipzig, Erfurt, aber auch

5

Abb. 4 Magdeburger Trinkwasser-
Notbrunnen
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Abb. 6 Stromversorgung 
eines Trinkwasser-Notbrunnens

Abb. 5 Blick in die Brunnenstube

Abb. 7 Umbau 
eines Trinkwasser-
Notbrunnens

30 Minuten. Danach kann davon aus-
gegangen werden, dass das Wasser hin-
reichend desinfiziert ist und keine co-
liformen Keime mehr vorhanden sind.
Diese Art der Entkeimung ist nach der
Trinkwasserverordnung vom 21.05.2001
nur in besonderen Fällen gestattet. Das
sind in diesem Zusammenhang Not-,
Katastrophen- und Verteidigungsfälle.
Das chlorierte Wasser muss innerhalb
von 15 Stunden verbraucht werden, 
da sich sonst möglicherweise uner-
wünschte Verbindungen bilden, bedingt
durch die Anwesenheit von organischen
Stoffen im Wasser.

Die Abtötungsgeschwindigkeit der
gemäß Anwendungsvorschrift vor-
handenen Chlormenge in einer festge-
legten Zeit von 30 Minuten ist natur-
gemäß weitgehend abhängig vom Ver-
schmutzungsgrad des vorhandenen
Wassers und der Temperatur. Hierbei
stören vor allem die organischen Ver-
schmutzungen. Anorganische Bestand-
teile des Wassers spielen dagegen nur

Ballungsgebiete in Brandenburg zeig-
ten sich dabei besonders aktiv. Dabei
konnten etwa 400 neue Anlagen in das
Programm der Wassersicherstellung
übernommen werden. Die im Zuge der
Planung ermittelten Brunnen (zum Bei-
spiel stillgelegte Produktionsbrunnen
von Wasserversorgungsunternehmen,
ehemalige Löschwasserbrunnen, frühe-
re Notbrunnen oder auch ausbaubare
Grundwasser-Messstellen) werden zu-
nächst auf ihre Wasserqualität hin über-
prüft. Liegen keine aussagefähigen Ana-
lysewerte aus früheren Nutzungen vor,
gibt eine Vollanalyse nach Trinkwas-
serverordnung Auskunft über das ge-
samte Spektrum der gesundheitlich re-
levanten Werte. Es schließt sich eine
Kamerabefahrung an, um den Zustand
des Brunnenausbaus und insbesonde-
re der Verfilterung einzuschätzen. Die-
se Untersuchung kann in besonderen
Fällen durch geophysikalische Mes-
sungen (zum Beispiel zur Wanddicken-
bestimmung, Ermittlung der Sperrohr-
lage und Erkundung der Lagerungs-
dichte) unterstützt werden. Ein Pump-
test sichert die zukünftig notwendige
Förderleistung im Einsatzfall ab. Nach
positivem Abschluss dieser Vorunter-
suchungen erfolgt die Herrichtungs-
phase. Jetzt erfolgen der Umbau des
Brunnenvorschachtes und der Brun-
nenabdeckung einschließlich Ober-
flächenbefestigung zur Ableitung von
Tagwässern, die Anpassung bzw. Er-
neuerung von Pumpe und Steigleitung
sowie des elektrischen Anschlusses und

– wenn nötig – auch eine Regenerie-
rung oder Sanierung des Brunnens. In
den Abbildungen 7 + 8 ist der Umbau
eines Trinkwassernotbrunnens dar-
gestellt. Zur Energieversorgung der
Pumpe und zur Wasserverteilung gel-
ten die gleichen Kriterien wie beim Bau
neuer Brunnen. 

Aufbereitung des Wassers
Eine Aufbereitung des Brunnenwassers
im eigentlichen Sinne findet nicht statt.
Im Bedarfsfall erfolgt lediglich eine Des-
infektion mit Chlortabletten, welche für
alle Brunnen vorgehalten werden. Die-
se Trinkwasserdesinfektionstabletten
bestehen aus Natriumdichlorisocya-
nurat und dienen zur Desinfektion von
zehn Liter Wasser. Eine Tablette muss
sich in 1.000 ml Leitungswasser von 
18 °C nach mehrmaligem Umrühren in
fünf Minuten vollständig lösen. Eine
Tablette muss mindestens 330 mg Ak-
tivchlor abgeben. Ein maximaler Akti-
vchlorgehalt von 400 mg/l ist zulässig.
Die Einwirkungszeit beträgt mindestens
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eine untergeordnete Rolle. Abbaupro-
dukte organischer Substanzen oder Re-
aktionsprodukte zwischen diesen und
Chlor können je nach Zustand des Aus-
gangswassers Geschmacks- und Ge-
ruchsveränderungen bewirken. Es ist
eine Reihe von Substanzen bekannt, die
selbst in geringen Spuren bei der Re-
aktion mit Chlor im Wasser unange-
nehme Geschmacks- und Geruchsver-
änderungen hervorrufen. Hier sind in
erster Linie Phenole zu nennen. Darü-
ber hinaus können sich auch Halofor-
me bilden, deren Konzentration jedoch
aufgrund des geringen Gehaltes an 
Huminsäuren im Rohwasser der Not-
brunnen vernachlässigt werden kann.
Die im Wasser zu erwartenden anor-
ganischen Bestandteile reagieren zu
Verbindungen, die sich allgemein we-
der im Geschmack noch im Geruch be-
merkbar machen. Hierbei dürfte ne-
ben der Umsetzung von Nitrit zu Nitrat
die Oxidation von Eisen- und Man-
gansalzen die wahrscheinlichste Reak-
tionsmöglichkeit sein. Bei höheren Ei-
sen- und Mangangehalten kommt es
zu Chlorzehrungen. Sie sind durch Aus-
flockungen oder Trübungen erkenn-
bar. Hier muss im Einzelfall entschie-
den werden, ob sich das Wasser noch
als Trinkwasser eignet. Weitere anor-
ganische Substanzen, die mit Chlor rea-
gieren können, müssen von vornher-
ein durch die Auswahl des Brunnen-
standortes ausgeschlossen werden. Die
Chlortabletten eignen sich nur für die
Desinfektion in einen seuchenhygie-

nisch unbedenklichen Zustand, nicht
aber für die Eliminierung von Wasser-
schadstoffen. Die Desinfektion von
Wasser durch Chlor ist ein seit Jahr-
zehnten eingesetztes Verfahren. 

Die Rolle des Bundes und 
der Länder
Zu Planung, Neubau, Herrichtung,
Wartung, Betrieb und Verwaltung von
Anlagen zur Trinkwasser-Notversor-
gung sind vom Bund mit dem „Regel-
werk für Maßnahmen zur Sicherstel-
lung der Trinkwasser-Notversorgung
nach dem Wassersicherstellungsgesetz“
(RW WasSG) und den „Ausführungs-
bestimmungen des Bundes zur Aus-
führung des Wassersicherstellungsge-
setzes“ (WasSG AB) zahlreiche Vorga-
ben entwickelt worden. Das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und Ka-
tastrophenhilfe (BBK) nimmt für den
Bund heute die Aufsichtsfunktion zur
Umsetzung des Wassersicherstellungs-
gesetzes wahr. Die genannten Vorga-
ben werden im Zuge der Bundesauf-
tragsverwaltung von den Ländern und
von den für die Brunnen verantwort-
lichen Stellen beachtet und ausgeführt.
Im Einzelfall können objektbezogene
Sonderregelungen getroffen werden.
Für die Ausführung von Arbeiten an
den Brunnen werden bei den Kommu-
nen zudem die einschlägigen DVGW-
Arbeitsblätter zugrunde gelegt. Wäh-
rend die Kosten für die dargestellte Pla-
nung von Brunnen sowie deren dauer-
hafte Wartung nach dem Wassersi-

cherstellungsgesetz den Ländern ob-
liegt, übernimmt der Bund die Sach-
kosten bei Voruntersuchungen sowie
die Investitionen für Brunnenneubau
und -herrichtung sowie zur Abwick-
lung von Rückbaumaßnahmen. Darü-
ber hinaus werden vom Bund Ausstat-
tungsgegenstände wie Gruppenzapf-
stellen, Trinkwasserdesinfektionsta-
bletten und Notstromaggregate zentral
beschafft.

Ausblick
Die Flutkatastrophe im Jahre 2002 hat
deutlich gezeigt, dass die Koordinie-
rung und Führung bei Großschadens-
ereignissen verbessert werden muss.
Den vielen hilfsbereiten Händen fehl-
te – insbesondere zu Beginn – eine ko-
ordinierende Leitung. Was für eine
Hochwasserkatastrophe bedeutsam ist,
gilt in noch stärkerem Maße für einen
Terroranschlag oder einen Katastro-
phenfall mit biologischem, chemischem
oder nuklearem Material. Für die neu-
en Bedrohungen gibt es keine Vor-
warnzeit. Deshalb wird zum Schutz der
Bevölkerung das länderübergreifende,
bundeseinheitliche Zusammenwirken
aller verantwortlichen Sicherheitskräf-
te benötigt. Dies schließt ein, dass der
Bund vermehrt Verantwortung über-
nimmt und den Ländern in verstärk-
tem Maße Koordinierungsinstrumen-
te anbieten und auch Kapazitäten vor-
halten muss. In diesem Rahmen ist es
Aufgabe des Bundes und der Länder,
die Vorgaben nach dem Wassersicher-
stellungsgesetz und den zugehörenden
Rechtsverordnungen weiterhin konse-
quent umzusetzen und damit eine un-
abhängige Trinkwasser-Notversorgung
zu gewährleisten.

Abbildungen: BBK
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Abb. 8 Brunnen nach Umbau 
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Das BBK - Eine Fachbehörde als Partner
Dienstleister, Koordinator, Moderator

Als wichtiger Beitrag des Bundes zur Neuen Strategie zum Schutz der Bevölkerung in Deutschland wurde im
Mai 2004 das BBK errichtet. Gemeinsam mit der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) nimmt es als
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des lnnern (BMI) Aufgaben im Bevölke-
rungsschutz und in der Katastrophenhilfe wahr. Es unterstützt das BMI auf den genannten Gebieten und mit
dessen Zustimmung die fachlich zuständigen obersten Bundesbehörden. lnsbesondere obliegen dem BBK: 

• Planung und Vorbereitung von Maßnahmen des Bevölkerungsschutzes im Rahmen der gesamtstaatlichen
Sicherheitsvorsorge (Notfallvorsorge/Notfallplanung). Hierzu gehören vor allem: 
- Wahrnehmung der Zentralstellenfunktion gegenüber den Ländern
- Erarbeitung und Fortschreibung eines mehrstufigen Planungs-, Schutz- und Versorgungskonzep-

tes für den Bevölkerungsschutz
- Neukonzeption des Ergänzenden Katastrophenschutzes
- Intensivierung der zivil-militärischen und zivil-polizeilichen Zusammenarbeit

• Planung und Vorbereitung der Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei besonderen Gefahrenlagen.
Hierzu gehören vor allem: 
- administrative Unterstützung (Geschäftsstellenfunktion) der Interministeriellen Bund-Länder-Ko-

ordinierungsgruppe für großflächige Gefahrenlagen 
- Betrieb und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Melde- und Lagezentrums von Bund und Län-

dern (GMLZ) und des deutschen Notfallvorsorge-lnformationssystems (deNIS)
- Wahrnehmung der Aufgaben einer zentralen Stelle zur Koordinierung und Steuerung der admini-

strativen, medizinischen und psychosozialen Betreuungsmaßnahmen für von Großschadensereig-
nissen im Ausland betroffene Bundesbürger nach Rückkehr in das Inland

• Kritische lnfrastrukturen
Unterstützung der Koordinierungsfunktion des BMI im Rahmen der ressortübergreifenden Zusammen-
arbeit und gegenüber den Ländern.

• Ausbildung, Fortbildung und Schulung von Entscheidungsträgern und Führungskräften im Bereich des
Bevölkerungsschutzes und der Katastrophenhilfe.

• Medizinischer Bevölkerungsschutz
Entwicklung und Optimierung von länder- und ressortübergreifenden Rahmenkonzepten zur Gefahren-
abwehr sowie zum medizinischen und seuchen-hygienischen Management im Bereich des Bevölkerungs-
schutzes.

• Warnung und Information der Bevölkerung.                                                                                                
Hierzu gehört insbesondere der Ausbau des integrierten Warnsystems mit dem Kernelement der satelli-
tengestützten Warninformation über Rundfunk.

• Ausbau der wissenschaftlich-anwendungsorientierten Erkenntnisgewinnung durch Intensivierung der Be-
ratungsarbeit der Schutzkommission beim BMI und Durchführung entsprechender Forschung.

• Betrieb und Weiterentwicklung des Fachinformationszentrums.
• Geschäftsstelle der Schutzkommission beim BMI.
• Stärkung der bürgerschaftlichen Selbsthilfe.

Dies bedeutet insbesondere auch Unterstützung der Gemeinden bei Wahrnehmung 
ihrer Selbstschutzaufgaben nach dem Zivilschutzgesetz.

• Konzeptionell-planerische Aufgaben im Bereich der internationalen Zusammenarbeit 
unter Beteiligung aller nationalen Stellen des Bevölkerungsschutzes.

Des Weiteren sind die der Bundesregierung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes auf dem Gebiet des
Zivilschutzes zustehenden Befugnisse auf das BBK übertragen.


